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Die BMF-Schreiben vom 2. Januar 2012, BStBl I S. 60, und vom 2. Januar 2014, BStBl I 
S. 119, regeln Grundsätze des Vorsteuerabzugs und der Zuordnung von Leistungen zum 
Unternehmen nach § 15 Abs. 1 UStG. Hinsichtlich der umsatzsteuerrechtlichen Behandlung 
von Fahrzeugen, die zu den einheitlichen Gegenständen zählen, gilt unter Berücksichtigung 
dieser BMF-Schreiben Folgendes: 
 
I. (Teil-)unternehmerisch verwendete Fahrzeuge 
 
1. Zuordnung 
 
Für die Frage der Zuordnung eines angeschafften, hergestellten, eingeführten oder inner-
gemeinschaftlich erworbenen Fahrzeugs sind die Zuordnungsgrundsätze nach Abschnitt 15.2c 
UStAE zu beachten. Auf die ertragsteuerliche Behandlung als Betriebs- oder Privatvermögen 
kommt es grundsätzlich nicht an. 
 
Beabsichtigt der Unternehmer, das Fahrzeug ausschließlich für unternehmerische Tätigkeiten 
zu verwenden, ist das Fahrzeug vollständig dem Unternehmen zuzuordnen (Zuordnungs-
gebot). Eine beabsichtigte ausschließliche Verwendung für nichtunternehmerische (unter-
nehmensfremde oder nichtwirtschaftliche i.e.S.) Tätigkeiten schließt hingegen eine Zuord-
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Seite 2  nung des Fahrzeugs zum Unternehmen aus (Zuordnungsverbot). Sofern das Fahrzeug teil-

unternehmerisch verwendet werden soll und die 10 %-Grenze nach § 15 Abs. 1 Satz 2 UStG 
erreicht ist, gilt Folgendes:  
 
a) Teilunternehmerische nichtwirtschaftliche Verwendung i.e.S.  
 
Besteht die nichtunternehmerische Tätigkeit in einer nichtwirtschaftlichen Tätigkeit i.e.S. 
(vgl. Abschnitt 2.3 Abs. 1a Satz 4 UStAE), hat der Unternehmer kein Wahlrecht zur voll-
ständigen Zuordnung (vgl. BFH-Urteil vom 3. März 2010, V R 23/10, BStBl II 2012 S. 74); 
es besteht grundsätzlich ein Aufteilungsgebot. Aus Billigkeitsgründen kann der Unternehmer 
das Fahrzeug im vollen Umfang in seinem nichtunternehmerischen Bereich belassen. In 
diesem Fall ist eine spätere Vorsteuerberichtigung zugunsten des Unternehmers im Billig-
keitswege nach Abschnitt 15a.1 Abs. 7 UStAE ausgeschlossen (vgl. Abschnitt 15.2c Abs. 2 
Nr. 2 Buchstabe a UStAE). 

 
b) Teilunternehmerische unternehmensfremde Verwendung 
 
Besteht die nichtunternehmerische Tätigkeit in einer unternehmensfremden Verwendung 
(private Zwecke), hat der Unternehmer ein Zuordnungswahlrecht (Sonderfall), und kann das 
Fahrzeug 
- insgesamt seiner unternehmerischen Tätigkeit zuordnen, 
- in vollem Umfang in seinem nichtunternehmerischen Bereich belassen oder 
- nur im Umfang der tatsächlichen (ggf. zu schätzenden) unternehmerischen Verwendung 

seiner unternehmerischen Tätigkeit zuordnen, wobei der unternehmensfremd genutzte 
Fahrzeugteil als separater Gegenstand anzusehen ist (vgl. BFH-Urteile vom 7. Juli 2011, 
V R 42/09 und V R 21/10 sowie Abschnitt 15.2c Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b und Abs. 4 
UStAE). 

 
Maßgebend für die Zuordnung ist die im Zeitpunkt der Anschaffung des Fahrzeugs beabsichtigte 
Verwendung für den Besteuerungszeitraum der erstmaligen Verwendung (vgl. Abschnitt 15.2c 
Abs. 12 UStAE). Dabei ist auf das voraussichtliche Verhältnis der Jahreskilometer für die 
unterschiedlichen Nutzungen abzustellen. Im Falle einer Ersatzbeschaffung kann das Auftei-
lungsverhältnis des Vorjahres herangezogen werden. Seine Verwendungsabsicht muss der 
Unternehmer objektiv belegen und in gutem Glauben erklären. 
 
2. Unternehmerische Mindestnutzung 
 
Beträgt der Umfang der unternehmerischen Verwendung des Fahrzeugs weniger als 10 % 
(unternehmerische Mindestnutzung), greift das Zuordnungsverbot nach § 15 Abs. 1 Satz 2 
UStG. Die Fahrten des Unternehmers zwischen Wohnung und Betriebsstätte sowie Familien-
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sind dabei der unternehmerischen Nutzung des Fahrzeugs zuzurechnen und unterliegen keiner 
Vorsteuerkürzung nach § 15 Abs. 1a UStG. 
 
Maßgebend für die 10 %-Grenze nach § 15 Abs. 1 Satz 2 UStG ist bei einem Fahrzeug das 
Verhältnis der Kilometer unternehmerischer Fahrten zu den Jahreskilometern des Fahrzeugs. 
In Zweifelsfällen muss der Unternehmer dem Finanzamt die unternehmerische Mindest-
nutzung glaubhaft machen. Bei sog. Zweit- oder Drittfahrzeugen von Einzelunternehmern 
oder sog. Alleinfahrzeugen bei einer nebenberuflichen Unternehmertätigkeit ist regelmäßig 
davon auszugehen, dass diese Fahrzeuge zu weniger als 10 % unternehmerisch genutzt 
werden. Das gleiche gilt bei Personengesellschaften, wenn ein Gesellschafter mehr als ein 
Fahrzeug privat nutzt, für die weiteren privat genutzten Fahrzeuge.  
 
3. Vorsteuerabzug aus der Anschaffung des Fahrzeugs 
 
Bei ausschließlich unternehmerischer Verwendung des Fahrzeugs kann der Unternehmer die 
auf die Anschaffung des Fahrzeugs entfallenden Vorsteuerbeträge abziehen (§ 15 Abs. 1 Satz 
1 UStG), sofern kein Ausschlusstatbestand nach § 15 Abs. 1a und 2 in Verbindung mit Abs. 3 
UStG vorliegt. Das gleiche gilt bei teilunternehmerischer Verwendung des Fahrzeugs für 
unternehmensfremde (private) Tätigkeiten, wenn der Unternehmer das Fahrzeug vollständig 
seinem Unternehmen zuordnet. In diesem Fall unterliegt die unternehmensfremde Nutzung 
unter den Voraussetzungen des § 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG als unentgeltliche Wertabgabe der 
Besteuerung.  
 
Ordnet der Unternehmer nur den unternehmerisch genutzten Fahrzeugteil seinem Unterneh-
men zu (unter Beachtung der unternehmerischen Mindestnutzung), darf er nur die auf diesen 
Teil entfallende Vorsteuer aus den Anschaffungskosten nach § 15 Abs. 1 Satz 1 UStG abzie-
hen, wobei die erforderliche Vorsteueraufteilung nach den Grundsätzen des § 15 Abs. 4 UStG 
zu erfolgen hat. Die auf den anderen Fahrzeugteil entfallende unternehmensfremde Nutzung 
unterliegt dann nicht der Wertabgabenbesteuerung nach § 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG. 
 
Bei einer teilunternehmerischen Verwendung für nichtwirtschaftliche Tätigkeiten i.e.S. gehört 
das Fahrzeug nur in Höhe der beabsichtigten unternehmerischen Nutzung zum Unternehmen. 
Dementsprechend ist ein Vorsteuerabzug nur für den dem Unternehmen zugeordneten Anteil 
des Fahrzeugs zulässig, sofern kein Ausschlusstatbestand nach § 15 Abs. 1a und Abs. 2 in 
Verbindung mit Abs. 3 UStG vorliegt. 
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B e i s p i e l: 
Ein Verein erwirbt ein Fahrzeug, das sowohl für den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
(unternehmerische Tätigkeit) als auch für seinen ideellen Bereich (nichtwirtschaftliche Tätig-
keit i.e.S.) verwendet werden soll.  
 
Der Vorsteuerabzug aus der Anschaffung des Fahrzeugs ist anteilig nur insoweit zulässig, als 
der Verein das Fahrzeug für den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb zu verwenden beabsichtigt 
(vgl. Abschnitt 2.3 Abs. 1a UStAE). Der für ideelle Vereinszwecke genutzte Fahrzeugteil 
stellt einen separaten Gegenstand dar, der nicht zum Unternehmen gehört. 
 
4. Aufwendungen im Zusammenhang mit einem Fahrzeug 
 
Aufwendungen, die im Zusammenhang mit dem Gebrauch, der Nutzung oder der Erhaltung 
eines teilunternehmerisch verwendeten Fahrzeugs stehen, bilden ein eigenes Zuordnungs-
objekt (Abschnitt 15.2c Abs. 9 UStAE).  
 
Kann der Unternehmer das Fahrzeug dem Unternehmen nicht zuordnen, weil er es zu weniger 
als 10 % für sein Unternehmen nutzt (§ 15 Abs. 1 Satz 2 UStG), ist die unternehmerische 
Mindestnutzung für Aufwendungen im Zusammenhang mit dem Betrieb des Fahrzeugs 
gesondert zu beurteilen. Vorsteuerbeträge, die unmittelbar und ausschließlich auf die unter-
nehmerische Verwendung des Fahrzeugs entfallen, z. B. Vorsteuerbeträge aus Reparaturauf-
wendungen in Folge eines Unfalls während einer unternehmerisch veranlassten Fahrt, können 
unter den Voraussetzungen des § 15 UStG stets in voller Höhe abgezogen werden. 
 
a) Sonstige Leistungen und vertretbare Gegenstände 
 
Sonstige Leistungen und vertretbare Gegenstände (z. B. Wartungsarbeiten und Benzin) 
werden unabhängig von der Zuordnung des Fahrzeugs grundsätzlich nur in Höhe der unter-
nehmerischen Verwendung für das Unternehmen bezogen (Aufteilungsgebot). Dabei ist 
vorrangig zu prüfen, ob die bezogene Leistung unmittelbar für die unternehmerische oder 
nichtunternehmerische Nutzung des Fahrzeugs verwendet wird. Ist eine direkte Zuordnung im 
Zusammenhang mit der Verwendung des Fahrzeugs nicht möglich, ist eine Aufteilung der 
Umsatzsteuerbeträge analog § 15 Abs. 4 UStG vorzunehmen. Diese Aufteilung kann auf einer 
sachgerechten Schätzung beruhen (z. B. Aufteilungsverhältnisse des Vorjahres), die erforder-
lichenfalls im Voranmeldungsverfahren oder in der Jahreserklärung anzupassen ist (vgl. 
Abschnitt 15.2c Abs. 2 UStAE).  
 
Bei teilunternehmerisch verwendeten Fahrzeugen, für die der Unternehmer sein Wahlrecht 
zur vollständigen Zuordnung zum Unternehmen ausgeübt hat (vgl. Abschnitt I Nr. 1. Buch-
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Vereinfachungsgründen unter den Voraussetzungen des § 15 UStG der Vorsteuerabzug in 
voller Höhe geltend gemacht und der unternehmensfremde (private) Anteil der Wertabgaben-
besteuerung nach § 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG unterworfen werden (vgl. Abschnitt 15.2c Abs. 2 
Satz 6 UStAE). 
 
b) Einheitliche Gegenstände 
 
Werden zum Gebrauch des Fahrzeugs Gegenstände bezogen, die keine vertretbaren Sachen 
sind, gelten für diese die allgemeinen Zuordnungsgrundsätze. Für den Vorsteuerabzug ist die 
Zuordnung nach den Verwendungsverhältnissen des bezogenen Gegenstands maßgebend. Aus 
Vereinfachungsgründen kann der Unternehmer aber auch auf das Verhältnis der unternehme-
rischen zur nichtunternehmerischen Nutzung des Fahrzeugs abstellen. 
 
B e i s p i e l: 
 
Erwirbt der Unternehmer für ein Fahrzeug, das zu weniger als 10 % für sein Unternehmen 
genutzt wird und deshalb nicht dem Unternehmen zugeordnet ist, z. B. einen Satz Winter-
reifen, können diese wie das Fahrzeug selbst nicht zugeordnet werden; ein Recht auf Vor-
steuerabzug besteht insoweit nicht, es sei denn, der Unternehmer weist eine höhere unterneh-
merische Nutzung der Winterreifen nach. Wird das Fahrzeug dagegen beispielsweise zu 40 % 
unternehmerisch und zu 60 % unternehmensfremd (privat) genutzt, kann der Unternehmer die 
Winterreifen im vollen Umfang seinem Unternehmen zuordnen (vgl. Abschnitt I. Nr. 1. 
Buchstabe b) und unter den Voraussetzungen des § 15 UStG den Vorsteuerabzug in voller 
Höhe geltend machen. Der Bemessungsgrundlage der unentgeltlichen Wertabgabe kann ein 
Privatanteil von 60 % zu Grunde gelegt werden, ohne dass die konkreten Nutzungsverhält-
nisse der Winterreifen ermittelt werden müssen.  
 
5. Besteuerung der unternehmensfremden Nutzung eines dem Unternehmen zugeordneten 

Fahrzeugs  
 
Die unternehmensfremde (private) Nutzung eines dem Unternehmen vollständig zugeord-
neten Fahrzeugs ist unter den Voraussetzungen des § 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG als unentgeltliche 
Wertabgabe der Besteuerung zu unterwerfen. Als Bemessungsgrundlage sind dabei nach § 10 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 UStG die Ausgaben anzusetzen, soweit sie zum vollen oder teilweisen 
Vorsteuerabzug berechtigt haben (vgl. Abschnitt 10.6 Abs. 3 UStAE). Sofern Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten mindestens 500 € (Nettobetrag ohne Umsatzsteuer) betragen, sind sie 
gleichmäßig auf den für das Fahrzeug maßgeblichen Berichtigungszeitraum nach § 15a UStG 
zu verteilen. 
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men zugeordneten Fahrzeugs entfallen, hat der Unternehmer die Wahl zwischen folgenden 
Methoden: 
 
a) Kraftfahrzeuge, die zu mehr als 50 % betrieblich genutzt werden 
 
aa) 1 %-Regelung 
 
Ermittelt der Unternehmer für Ertragsteuerzwecke den Wert der Nutzungsentnahme nach der 
sog. 1 %-Regelung nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG, kann er von diesem Wert aus Verein-
fachungsgründen bei der Bemessungsgrundlage für die Umsatzbesteuerung der unterneh-
mensfremden Nutzung ausgehen. Für umsatzsteuerliche Zwecke erfolgt jedoch keine 
pauschale Kürzung des inländischen Listenpreises für Fahrzeuge mit Antrieb ausschließlich 
durch Elektromotoren, die ganz oder überwiegend aus mechanischen oder elektrochemischen 
Energiespeichern oder aus emissionsfrei betriebenen Energiewandlern gespeist werden 
(Elektrofahrzeuge), oder für extern aufladbare Hybridelektrofahrzeuge.  
 
Für die nicht mit Vorsteuern belasteten Ausgaben kann aus Vereinfachungsgründen ein pau-
schaler Abschlag von 20 % vorgenommen werden. Der so ermittelte Betrag ist der Nettowert; 
die Umsatzsteuer ist mit dem allgemeinen Steuersatz hinzuzurechnen. 
 
bb) Fahrtenbuchregelung 
 
Setzt der Unternehmer für Ertragsteuerzwecke die private Nutzung mit den auf die Privat-
fahrten entfallenden Aufwendungen an, indem er die für das Fahrzeug insgesamt entste-
henden Aufwendungen durch Belege und das Verhältnis der privaten zu den übrigen Fahrten 
durch ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch nachweist (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 3 EStG), ist von 
diesem Wert auch bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage für die Umsatzbesteuerung 
der unternehmensfremden Nutzung auszugehen. Für umsatzsteuerliche Zwecke erfolgt jedoch 
keine Kürzung der insgesamt entstandenen Aufwendungen um Aufwendungen, die auf das 
Batteriesystem bei Elektro- und Hybridelektrofahrzeugen entfallen. 
 
Aus den Gesamtaufwendungen sind für Umsatzsteuerzwecke die nicht mit Vorsteuern belas-
teten Ausgaben in der belegmäßig nachgewiesenen Höhe auszuscheiden.  
 
b) Kraftahrzeuge, die nicht zu mehr als 50 % betrieblich genutzt werden 
 
Wird das Kraftfahrzeug nicht zu mehr als 50 % betrieblich genutzt, ist die Anwendung der 
1 %-Regelung nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG ausgeschlossen. Der für ertragsteuerliche 
Zwecke nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 1 EStG ermittelte Nutzungsanteil ist grundsätzlich auch 
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Gesamtaufwendungen für Elektro- und Hybridelektrofahrzeugen nicht um solche Aufwen-
dungen zu kürzen, die auf das Batteriesystem entfallen. 
 
c) Schätzung des unternehmensfremden (privaten) Nutzungsanteils 
 
Wendet der Unternehmer die 1 %-Regelung nicht an oder werden die pauschalen Wertansätze 
durch die sog. Kostendeckelung auf die nachgewiesenen tatsächlichen Ausgaben begrenzt 
(vgl. Rdnr. 18 des BMF-Schreibens vom 18. November 2009, BStBl I S. 1326) und liegen die 
Voraussetzungen zur Ermittlung nach der Fahrtenbuchregelung nicht vor (z. B. weil kein ord-
nungsgemäßes Fahrtenbuch geführt wird), ist der private Nutzungsanteil für Umsatzsteuer-
zwecke anhand geeigneter Unterlagen im Wege einer sachgerechten Schätzung zu ermitteln. 
Als geeignete Unterlagen kommen insbesondere Aufzeichnungen für einen repräsentativen 
Zeitraum in Betracht, aus denen sich zumindest die unternehmerischen Fahrten mit Fahrtziel 
und gefahrenen Kilometern und die Gesamtkilometer ergeben. Liegen keine geeigneten 
Unterlagen für eine Schätzung vor, ist der private Nutzungsanteil mit mindestens 50 % zu 
schätzen, soweit sich aus den besonderen Verhältnissen des Einzelfalls nichts Gegenteiliges 
ergibt. Aus den Gesamtaufwendungen sind die nicht mit Vorsteuern belasteten Aufwen-
dungen in der belegmäßig nachgewiesenen Höhe auszuscheiden.  
 
d) Fahrzeugerwerb ohne Berechtigung zum Vorsteuerabzug 
 
Konnte der Unternehmer bei der Anschaffung eines dem Unternehmen zugeordneten Fahr-
zeugs keinen Vorsteuerabzug vornehmen (z. B. Erwerb von einem Nichtunternehmer), sind 
nur die vorsteuerbelasteten Unterhaltskosten zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage heran-
zuziehen. 
 
6. Änderung der teilunternehmerischen Verwendung für nichtwirtschaftliche Tätigkeiten 

i.e.S. 
 
Soweit ein Fahrzeug für nichtwirtschaftliche Tätigkeiten i.e.S. verwendet wird, entfällt grund-
sätzlich eine Wertabgabenbesteuerung nach § 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG, da das Fahrzeug insoweit 
nicht dem Unternehmen zugeordnet werden konnte und der Vorsteuerabzug bereits nach § 15 
Abs. 1 UStG ausgeschlossen ist. Eine Wertabgabenbesteuerung ist jedoch vorzunehmen, 
wenn und soweit sich die Nutzung des Fahrzeugs für nichtwirtschaftliche Tätigkeiten i.e.S. 
erhöht (vgl. Abschnitt 3.4 Abs. 2 UStAE). Für laufende Aufwendungen ist das Aufteilungs-
gebot nach Abschnitt I. Nr. 4 zu beachten.  
 
Bemessungsgrundlage für die Wertabgabenbesteuerung nach § 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG sind 
insbesondere die Vorsteuerbeträge aus der Anschaffung, Herstellung, Einfuhr oder dem 
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wurde. Sofern die Anschaffungs- oder Herstellungskosten mindestens 500 € (Nettobetrag 
ohne Umsatzsteuer) betragen haben, sind sie gleichmäßig auf den für das Fahrzeug maßgeb-
lichen Berichtigungszeitraum nach § 15a UStG zu verteilen. 
 
Die Ermittlung der Erhöhung der nichtwirtschaftlichen Verwendung i.e.S. kann auf Grund-
lage eines ordnungsgemäß geführten Fahrtenbuchs oder anhand geeigneter Unterlagen im 
Wege einer sachgerechten Schätzung erfolgen. Als geeignete Unterlagen kommen insbeson-
dere Aufzeichnungen für einen repräsentativen Zeitraum in Betracht, aus denen sich zumin-
dest die unternehmerischen Fahrten mit Fahrtziel und gefahrenen Kilometern und die 
Gesamtkilometer ergeben. 
 
Bei Erhöhung der unternehmerischen Verwendung des Fahrzeugs kommt eine Berichtigung 
des Vorsteuerabzugs nach § 15a UStG zugunsten des Unternehmers aus Billigkeitsgründen in 
Betracht (vgl. Abschnitt 15a.1 Abs. 7 UStAE). Macht der Unternehmer von dieser Billig-
keitsmaßnahme Gebrauch, gilt das Fahrzeug auch insoweit als dem Unternehmen zugeordnet 
(vgl. Abschnitt 15a.1 Abs. 7 Satz 2 UStAE). Veräußert der Unternehmer nach Ablauf des 
Berichtigungszeitraums nach § 15a UStG dieses Fahrzeug, ist die Veräußerung in Höhe des 
für unternehmerische Tätigkeiten verwendeten Anteils im Besteuerungszeitraum der Veräuße-
rung steuerbar; dabei darf der Umfang der Zuordnung des Fahrzeugs bei dessen Anschaffung, 
Erwerb oder Herstellung nicht unterschritten werden. 
 
B e i s p i e l  1:  
 
Der Verein V schafft zum 1. Januar 01 ein Fahrzeug an (Anschaffungskosten 40 000 € zzgl. 
7 600 € Umsatzsteuer). V beabsichtigt das Fahrzeug zu 60 % für seinen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb (unternehmerische Tätigkeit) und zu 40 % für seinen ideellen Bereich 
(nichtwirtschaftliche Tätigkeit i.e.S.) zu verwenden. V führt ein ordnungsgemäßes Fahrten-
buch. In den Jahren 02 bis 06 verändert sich die Nutzung des Fahrzeugs wie folgt: 

• 02: Verwendung zu 70 % für die unternehmerische Tätigkeit und zu 30 % für die 
nichtwirtschaftliche Tätigkeit i.e.S. 

• 03: Verwendung zu 65 % für die unternehmerische Tätigkeit und zu 35 % für die 
nichtwirtschaftliche Tätigkeit i.e.S. 

• 04: Verwendung zu 50 % für die unternehmerische Tätigkeit und zu 50 % für die 
nichtwirtschaftliche Tätigkeit i.e.S. 

• 05: Verwendung zu 80 % für die unternehmerische Tätigkeit und zu 20 % für die 
nichtwirtschaftliche Tätigkeit i.e.S. 

• 06: Verwendung zu 75 % für die unternehmerische Tätigkeit und zu 25 % für die 
nichtwirtschaftliche Tätigkeit i.e.S. 

Am 1. Juli 06 veräußert V das Fahrzeug (vereinbartes Nettoentgelt 10 000 €).  
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Jahr 01:  
V beabsichtigt bei Anschaffung des Fahrzeugs eine unternehmerische Nutzung zu 60 %. In 
diesem Umfang kann V das Fahrzeug dem Unternehmen zuordnen (§ 15 Abs. 1 UStG) und ist 
unter den weiteren Voraussetzungen des § 15 UStG in Höhe von 4 560 € (7 600 € x 60 %) 
zum Vorsteuerabzug berechtigt. Der für ideelle Tätigkeiten des Vereins verwendete Anteil 
des Fahrzeugs kann hingegen nicht dem Unternehmen zugeordnet werden (Aufteilungsgebot) 
und berechtigt nicht zum Vorsteuerabzug; dieser Anteil ist für Umsatzsteuerzwecke als sepa-
rater Gegenstand anzusehen. 
 
Jahr 02: 
Die Bagatellgrenzen des § 44 UStDV sind überschritten. Aus Billigkeitsgründen kann V eine 
Vorsteuerberichtigung nach § 15a UStG vornehmen.  
Insgesamt in Rechnung gestellte Umsatzsteuer: 7 600 € 
Ursprünglicher Vorsteuerabzug: 4 560 € (60 % von 7 600 €) 
Zeitpunkt der erstmaligen Verwendung: 1. 1. 01 
Dauer des Berichtigungszeitraums: 1. 1. 01 bis 31. 12. 05 
Aus Billigkeitsgründen zum Vorsteuerabzug berechtigende Verwendung: 70 % 
Vorsteuerberichtigung aus Billigkeitsgründen im Vergleich zum ursprünglichen Vorsteuerab-
zug: Vorsteuer zu 70 % statt 60 % 
Berichtigungsbetrag: 10 Prozentpunkten von 1/5 von 7 600 € = 152 € sind zugunsten des V zu 
korrigieren.  
 
Auf Grund der Vorsteuerberichtigung nach § 15a UStG aus Billigkeitsgründen gilt das Fahr-
zeug entsprechend der unternehmerischen Verwendung (60 % + 10 %) im Jahr 02 als zu 70 % 
dem Unternehmen zugeordnet (Abschnitt 15a.1 Abs. 7 Satz 2 UStAE). 
 
Jahr 03: 
Eine erneute Vorsteuerberichtigung nach § 15a UStG aus Billigkeitsgründen kommt nicht in 
Betracht: 
 
Insgesamt in Rechnung gestellte Umsatzsteuer: 7 600 € 
Ursprünglicher Vorsteuerabzug: 4 560 € (60 % von 7 600 €) 
Zeitpunkt der erstmaligen Verwendung: 1. 1. 01 
Dauer des Berichtigungszeitraums: 1. 1. 01 bis 31. 12. 05 
Aus Billigkeitsgründen zum Vorsteuerabzug berechtigende Verwendung: 65 % 
Vorsteuerberichtigung aus Billigkeitsgründen im Vergleich zum ursprünglichen Vorsteuerab-
zug: Vorsteuer zu 65 % statt 60 % 
Berichtigungsbetrag: 5 Prozentpunkten von 1/5 von 7 600 € = 76 €. 
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Da eine Vorsteuerberichtigung an den Grenzen des § 44 Abs. 2 UStDV scheitert, bleibt es für 
das Jahr 03 bei der ursprünglichen Zuordnung des Fahrzeugs zum Unternehmen in Höhe von 
60 % Abschnitt 15a.1 Abs. 7 Satz 2 UStAE). Eine Entnahmebesteuerung wegen des im Ver-
hältnis zum Vorjahr gesunkenen unternehmerischen Nutzungsumfangs kommt während des 
Berichtigungszeitraums nach § 15a UStG im Rahmen der Billigkeit nicht in Betracht, weil die 
in Abschnitt 15a.1 Abs. 7 Satz 2 UStAE angeordnete Zuordnung entsprechend dem Berichti-
gungsbetrag nach § 15a UStG nur eine zeitraumbezogene Korrekturgröße darstellt. 
 
Jahr 04: 
Der Umfang der unternehmerischen Nutzung hat sich gegenüber dem Erstjahr vermindert 
(50 % statt 60 %). Eine Vorsteuerberichtigung aus Billigkeitsgründen kommt daher für das 
Jahr 04 dem Grunde nach nicht in Betracht (Abschnitt 15a.1. Abs. 7 Satz 1 UStAE) und es 
bleibt bei der ursprünglichen Zuordnung des Fahrzeugs zum Unternehmen in Höhe von 60 %. 
Die auf den zugeordneten Fahrzeugteil entfallende Nutzung für nichtwirtschaftliche Tätig-
keiten i.e.S. (= 10 % der Gesamtnutzung) ist als unentgeltliche Wertabgabe nach § 3 Abs. 9a 
Nr. 1 UStG zu versteuern (vgl. Abschnitt 3.4 Abs. 2 Satz 4 UStAE). Für die Bemessungs-
grundlage sind die Anschaffungskosten des Fahrzeugs maßgebend, die auf 5 Jahre zu ver-
teilen sind (§ 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 UStG). Die Bemessungsgrundlage der unentgelt-
lichen Wertabgabe beträgt demnach 800 € (1/5 von 40 000 € x 10 %) und die Umsatzsteuer 
152 € (800 € x 19 %).  
 
Jahr 05: 
Aus Billigkeitsgründen kann V wieder eine Vorsteuerberichtigung nach § 15a UStG vorneh-
men.  
  
Insgesamt in Rechnung gestellte Umsatzsteuer: 7 600 € 
Ursprünglicher Vorsteuerabzug: 4 560 € (60 % von 7 600 €) 
Zeitpunkt der erstmaligen Verwendung: 1. 1. 01 
Dauer des Berichtigungszeitraums: 1. 1. 01 bis 31. 12. 05 
Aus Billigkeitsgründen zum Vorsteuerabzug berechtigende Verwendung: 80 % 
Vorsteuerberichtigung aus Billigkeitsgründen im Vergleich zum ursprünglichen Vorsteuerab-
zug: Vorsteuer zu 80 % statt 60 % 
Berichtigungsbetrag: 20 Prozentpunkten von 1/5 von 7 600 € = 304 € sind zugunsten des V zu 
korrigieren.  
 
Auf Grund der Vorsteuerberichtigung nach § 15a UStG aus Billigkeitsgründen gilt das Fahr-
zeug entsprechend der unternehmerischen Verwendung (60 % + 20 %) im Jahr 05 als zu 80 % 
dem Unternehmen zugeordnet (Abschnitt 15a.1 Abs. 7 Satz 2 UStAE).  
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Jahr 06: 
Der Berichtigungszeitraum nach § 15a UStG ist am 31. Dezember 05 abgelaufen; eine Vor-
steuerberichtigung aus Billigkeitsgründen kommt daher für das Jahr 06 nicht mehr in 
Betracht. Der Umfang der unternehmerischen Nutzung beträgt im Besteuerungszeitraum der 
Veräußerung (1. Januar - 30. Juni 06) 75 %. Die Veräußerung des Fahrzeugs ist daher in Höhe 
von 75 % steuerbar. Der Gesamtverkaufspreis ist entsprechend aufzuteilen. Eine Entnahme-
besteuerung wegen des im Verhältnis zum Vorjahr gesunkenen unternehmerischen Nutzungs-
umfangs kommt im Anschluss an den Berichtigungszeitraum nach § 15a UStG im Rahmen 
der Billigkeit nicht in Betracht, weil die in Abschnitt 15a.1 Abs. 7 Satz 2 UStAE angeordnete 
Zuordnung entsprechend dem § 15a UStG-Berichtigungsbetrag nur eine zeitraumbezogene 
Korrekturgröße darstellt. Auszugehen ist damit vom tatsächlichen unternehmerischen 
Nutzungsumfang. 
 
Die Umsatzsteuer aus der Fahrzeugveräußerung beträgt 1 425 € (75 % von 10 000 € x 19 %). 
Weist V in der Rechnung über den Gesamtverkaufspreis Umsatzsteuer gesondert aus, 
schuldet er den anteiligen Umsatzsteuerbetrag, der auf den nichtwirtschaftlich i.e.S. genutzten 
Fahrzeugteil entfällt (25 %) nach § 14c Abs. 2 UStG. 
 
B e i s p i e l  2: 
 
Sachverhalt wie Beispiel 1. Im Jahr 06 verwendet V das Fahrzeug allerdings nur zu 40 % für 
die unternehmerische Tätigkeit und zu 60 % für die nichtwirtschaftliche Tätigkeit i.e.S. 
 
Jahr 06: 
Der Umfang der unternehmerischen Nutzung hat sich gegenüber dem Erstjahr vermindert 
(40 % statt 60 %). Grundsätzlich unterliegt die Erhöhung der Verwendung für nichtwirt-
schaftliche Tätigkeiten i.e.S. der unentgeltlichen Wertabgabenbesteuerung nach § 3 Abs. 9a 
Nr. 1 UStG. Da der Berichtigungszeitraum nach § 15a UStG am 31. Dezember 05 jedoch 
abgelaufen ist und die Anschaffungskosten des Fahrzeugs damit verbraucht sind, beträgt die 
Bemessungsgrundlage 0 € (§ 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 UStG).  
 
Die Veräußerung des Fahrzeugs am 1. Juli 06 ist in Höhe von 60 % steuerbar. Zwar nutzt V 
im Besteuerungszeitraum der Veräußerung das Fahrzeug nur zu 40 % für seine unternehme-
rischen Tätigkeiten. Der Umfang der Zuordnung des Fahrzeugs bei dessen Anschaffung darf 
jedoch nicht unterschritten werden.  
 
Die Umsatzsteuer aus der Fahrzeugveräußerung beträgt 1 140 € (60 % von 10 000 € x 19 %). 
Weist V in der Rechnung über den Gesamtverkaufspreis Umsatzsteuer gesondert aus, 
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Fahrzeugteil entfällt (40 %) nach § 14c Abs. 2 UStG. 
 
7. Miete oder Leasing von Fahrzeugen 
 
Die auf die Miete, Mietsonderzahlung, Leasingraten und Unterhaltskosten entfallenden Vor-
steuern eines angemieteten oder geleasten Fahrzeugs, das der Unternehmer sowohl unterneh-
merisch als auch für nichtunternehmerische Zwecke verwendet, sind grundsätzlich nach dem 
Verhältnis der unternehmerischen und nichtunternehmerischen Nutzung in einen abziehbaren 
und einen nicht abziehbaren Anteil aufzuteilen. Das gilt sowohl für den Fall, dass die nicht-
unternehmerische Verwendung als Verwendung für nichtwirtschaftliche Tätigkeiten i.e.S. zu 
beurteilen ist, als auch für den Fall der unternehmensfremden (privaten) Verwendung. Wird 
der Vorsteuerabzug so ermittelt, entfällt eine Wertabgabenbesteuerung nach § 3 Abs. 9a Nr. 1 
UStG. Aus Vereinfachungsgründen kann der Unternehmer jedoch im Fall der teilunternehme-
rischen unternehmensfremden (privaten) Verwendung des Fahrzeugs auch den Vorsteuer-
abzug aus der Miete bzw. den Leasingraten und den Unterhaltskosten vornehmen (sofern kein 
Ausschlusstatbestand nach § 15 Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 3 UStG vorliegt) und die 
unternehmensfremde Nutzung nach den Regelungen in Abschnitt I Nr. 5 besteuern. 
 
II. Überlassung von Fahrzeugen an das Personal (sog. Dienst- oder Firmenwagen) 
 
1. Entgeltliche Überlassung eines Fahrzeugs an das Personal 
 
Überlässt der Unternehmer (Arbeitgeber) seinem Personal (Arbeitnehmer) ein Fahrzeug auch 
zu Privatzwecken (Privatfahrten, Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte sowie 
Familienheimfahrten aus Anlass einer doppelten Haushaltsführung), ist dies regelmäßig eine 
entgeltliche sonstige Leistung im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 UStG. Das Fahrzeug wird, 
wenn es nicht ausnahmsweise zusätzlich vom Unternehmer nichtunternehmerisch verwendet 
wird, durch die entgeltliche umsatzsteuerpflichtige Überlassung an das Personal ausschließ-
lich unternehmerisch genutzt. Die aus den Anschaffungskosten als auch aus den Unterhalts-
kosten der sog. Dienst- oder Firmenwagen anfallenden Vorsteuerbeträge können in voller 
Höhe abgezogen werden (§ 15 Abs. 1 Satz 1 UStG), sofern kein Ausschlusstatbestand nach 
§ 15 Abs. 1a und 2 in Verbindung mit Abs. 3 UStG vorliegt. Dies gilt auch für die Überlas-
sung von Fahrzeugen an Gesellschafter-Geschäftsführer von Kapitalgesellschaften, wenn sie 
umsatzsteuerrechtlich insoweit nicht als Unternehmer anzusehen sind (vgl. Abschnitt 2.2 
Abs. 2 UStAE). Die spätere Veräußerung und die Entnahme der Fahrzeuge unterliegen insge-
samt der Umsatzsteuer, wenn sie im vollen Umfang dem Unternehmen zugeordnet werden 
konnten. 
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anteiligen Arbeitsleistung, die er für die Privatnutzung des gestellten Fahrzeugs erbringt. Die 
Überlassung des Fahrzeugs ist als Vergütung für geleistete Dienste und damit als entgeltlich 
anzusehen, wenn sie im Arbeitsvertrag geregelt ist oder auf mündlichen Abreden oder sonsti-
gen Umständen des Arbeitsverhältnisses (z. B. der faktischen betrieblichen Übung) beruht. 
Von Entgeltlichkeit ist stets auszugehen, wenn das Fahrzeug dem Arbeitnehmer für eine ge-
wisse Dauer und nicht nur gelegentlich zur Privatnutzung überlassen wird. 
 
2. Bemessungsgrundlage bei entgeltlicher Überlassung des Fahrzeugs an das Personal 
 
Bei der entgeltlichen Fahrzeugüberlassung zu Privatzwecken des Personals liegt ein tausch-
ähnlicher Umsatz (§ 3 Abs. 12 Satz 2 UStG) vor. Die Bemessungsgrundlage ist nach § 10 
Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit Abs. 1 Satz 1 UStG der Wert der nicht durch den Barlohn 
abgegoltenen Arbeitsleistung. Deren Wert entspricht dem Betrag, den der Arbeitgeber zu 
diesem Zweck aufzuwenden bereit ist (vgl. Abschnitt 10.5 Abs. 1 UStAE). Das sind die 
Gesamtausgaben für die Überlassung des Fahrzeugs. Die Gesamtausgaben für die entgeltliche 
sonstige Leistung im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 UStG umfassen auch die Ausgaben, 
bei denen ein Vorsteuerabzug nicht möglich ist. Der so ermittelte Wert ist der Nettowert; die 
Umsatzsteuer ist mit dem allgemeinen Steuersatz hinzuzurechnen. Treffen die Parteien 
Aussagen zum Wert der Arbeitsleistungen, so ist dieser Wert als Bemessungsgrundlage für 
die Überlassung des Fahrzeugs zu Grunde zu legen, wenn er die Ausgaben für die Fahrzeug-
überlassung übersteigt. 
 
a) Besteuerung auf Grundlage der sog. 1 %-Regelung 
 
Aus Vereinfachungsgründen wird es nicht beanstandet, wenn für die umsatzsteuerrechtliche 
Bemessungsgrundlage anstelle der Ausgaben von den lohnsteuerrechtlichen Werten ausge-
gangen wird. Die lohnsteuerrechtlichen Werte sind als Bruttowerte anzusehen, aus denen die 
Umsatzsteuer herauszurechnen ist (vgl. Abschnitt 1.8 Abs. 8 UStAE).  
 
Wird der lohnsteuerrechtliche Wert der entgeltlichen Fahrzeugüberlassung für Privatfahrten 
und für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte nach § 8 Abs. 2 Satz 2 und 3 in 
Verbindung mit § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG mit dem vom Listenpreis abgeleiteten 
Pauschalwert angesetzt (vgl. R 8.1 Abs. 9 Nr. 1 LStR 2013), kann von diesem Wert auch bei 
der Umsatzbesteuerung ausgegangen werden, wobei jedoch keine Kürzung des inländischen 
Listenpreises für Elektro- und Hybridelektrofahrzeuge vorzunehmen ist. Der umsatzsteuer-
rechtliche Wert für Familienheimfahrten kann aus Vereinfachungsgründen für jede Fahrt mit 
0,002 % des Listenpreises (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG: für jeden Kilometer der Entfernung 
zwischen dem Ort des eigenen Hausstands und dem Beschäftigungsort) angesetzt werden, 
wobei keine Kürzung für Elektro- und Hybridelektrofahrzeuge erfolgt. Der Umsatzsteuer 
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steuerrechtlicher Wert nach § 8 Abs. 2 Satz 5 EStG nicht anzusetzen ist. Aus dem so ermit-
telten lohnsteuerrechtlichen Wert ist die Umsatzsteuer herauszurechnen. Ein pauschaler 
Abschlag von 20 % für nicht mit Vorsteuern belastete Ausgaben ist in diesen Fällen unzu-
lässig. 
 
Beispiel 1: 
 
Ein Arbeitnehmer mit einer am 1. Januar 01 begründeten doppelten Haushaltsführung nutzt 
einen sog. Firmenwagen mit einem Listenpreis einschließlich Umsatzsteuer von 30 000 € im 
gesamten Jahr 02 zu Privatfahrten, zu Fahrten zur 10 km entfernten ersten Tätigkeitsstätte und 
zu 20 Familienheimfahrten zum 150 km entfernten Wohnsitz der Familie. 
 
Die Umsatzsteuer für die Firmenwagenüberlassung ist nach den lohnsteuerrechtlichen Werten 
wie folgt zu ermitteln:  
a. für die allgemeine Privatnutzung 1 % von 30 000 € x 12 Monate = 3 600 € 
b. für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 0,03 % von 30 000 € x 10 km x 

12 Monate = 1 080 €  
c. für Familienheimfahrten 0,002 % von 30 000 € x 150 km x 20 Fahrten = 1 800 € 
 
Die Umsatzsteuer für die sonstige Leistung an den Arbeitnehmer beträgt 19/119 von 6 480 € 
= 1 034,62 €. 
 
b) Besteuerung auf der Grundlage der Fahrtenbuchregelung 
 
Wird bei der entgeltlichen Fahrzeugüberlassung an das Personal zu Privatzwecken der lohn-
steuerrechtliche Nutzungswert mit Hilfe eines ordnungsgemäßen Fahrtenbuchs anhand der 
durch Belege nachgewiesenen Gesamtausgaben ermittelt (vgl. R 8.1 Abs. 9 Nr. 2 LStR 2013), 
ist das so ermittelte Nutzungsverhältnis auch bei der Umsatzsteuer zu Grunde zu legen.  
 
Die Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte sowie die Familienheimfahrten aus 
Anlass einer doppelten Haushaltsführung werden umsatzsteuerrechtlich den Privatfahrten des 
Arbeitnehmers zugerechnet. Die Gesamtausgaben für die entgeltliche sonstige Leistung im 
Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 UStG umfassen auch die Ausgaben, bei denen ein Vor-
steuerabzug nicht möglich ist. Für umsatzsteuerliche Zwecke erfolgt keine Kürzung der ins-
gesamt entstandenen Aufwendungen um Aufwendungen, die auf das Batteriesystem bei 
Elektro- und Hybridelektrofahrzeugen entfallen. 
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Beispiel 2: 
 
Ein sog. Firmenwagen mit einer Jahresfahrleistung von 20 000 km wird von einem Arbeit-
nehmer lt. ordnungsgemäß geführtem Fahrtenbuch an 180 Tagen jährlich für Fahrten zur 
10 km entfernten erster Tätigkeitsstätte benutzt. Die übrigen Privatfahrten des Arbeitnehmers 
belaufen sich auf insgesamt 3 400 km. Die gesamten Fahrzeugkosten (Nettoaufwendungen 
einschließlich der auf die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer von 6 Jahren verteilten 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten) betragen 9 000 Euro. 
Von den Privatfahrten des Arbeitnehmers entfallen 3 600 km auf Fahrten zwischen Wohnung 
und erster Tätigkeitsstätte (180 Tage x 20 km) und 3 400 km auf sonstige Fahrten. Dies ent-
spricht einer Privatnutzung von insgesamt 35 % (7 000 km von 20 000 km). Für die umsatz-
steuerrechtliche Bemessungsgrundlage ist von einem Betrag von 35 % von 9 000 Euro = 
3 150 € auszugehen. Die Umsatzsteuer beträgt 19 % von 3 150 € = 598,50 €. 
 
3. Unentgeltliche Überlassung des Fahrzeugs an das Personal 
 
Von einer unentgeltlichen Fahrzeugüberlassung  an das Personal zu Privatzwecken im Sinne 
des § 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG (vgl. Abschnitt 1.8 Abs. 2 UStAE) kann ausnahmsweise ausge-
gangen werden, wenn die vereinbarte private Nutzung des Fahrzeugs derart gering ist, dass sie 
für die Gehaltsbemessung keine wirtschaftliche Rolle spielt, und nach den objektiven 
Gegebenheiten eine weitergehende private Nutzungsmöglichkeit ausscheidet (vgl. BFH-Urteil 
vom 4. Oktober 1984, V R 82/83, BStBl II S. 808). Danach kann Unentgeltlichkeit nur ange-
nommen werden, wenn dem Arbeitnehmer das Fahrzeug aus besonderem Anlass oder zu 
einem besonderen Zweck nur gelegentlich (von Fall zu Fall) an nicht mehr als fünf 
Kalendertagen im Kalendermonat für private Zwecke überlassen wird (vgl. Abschnitt I Nr. 3 
Buchstabe b des BMF-Schreibens vom 28. Mai 1996, BStBl I S. 654).  
 
4. Bemessungsgrundlage bei unentgeltlicher Überlassung des Fahrzeugs an das Personal 
 
a) Besteuerung auf der Grundlage einer Kostenschätzung 
 
Bemessungsgrundlage für die unentgeltliche Fahrzeugüberlassung für den privaten Bedarf des 
Personals sind die Ausgaben, soweit sie zum vollen oder teilweisen Vorsteuerabzug berech-
tigt haben (§ 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 UStG).  
 
Aus der Bemessungsgrundlage sind somit die nicht mit Vorsteuern belasteten Ausgaben aus-
zuscheiden. Der so ermittelte Wert ist der Nettowert ohne Umsatzsteuer; die Umsatzsteuer ist 
mit dem allgemeinen Steuersatz hinzuzurechnen. 
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Aus Vereinfachungsgründen wird es nicht beanstandet, wenn für die umsatzsteuerrechtliche 
Bemessungsgrundlage von den lohnsteuerrechtlichen Werten ausgegangen wird. Die lohn-
steuerrechtlichen Werte sind als Bruttowerte anzusehen, aus denen die Umsatzsteuer heraus-
zurechnen ist (vgl. Abschnitt 1.8 Abs. 8 UStAE).  
 
III. Änderung des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses 
 
Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder wird der Umsatzsteuer-Anwendungserlass (UStAE) vom 1. Oktober 2010, BStBl I 
S. 846, der zuletzt durch das BMF-Schreiben vom 8. Mai 2014  
- IV D 3 - S 7279/11/10002-03 (2014/0419586), BStBl I S. xxx, geändert worden ist, wie 
folgt geändert: 
 
1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe „15.22. Vorsteuerabzug im Zusammen-

hang mit dem Halten und Veräußern von gesellschaftsrechtlichen Beteiligungen“ die 
Angabe „15.23. Vorsteuerabzug und Umsatzbesteuerung bei  
(teil-)unternehmerisch verwendeten Fahrzeugen“ eingefügt. 
 

2. Abschnitt 1.8 Abs. 18 Satz 1 wie folgt gefasst: 
 

„1Zur umsatzsteuerrechtlichen Behandlung der Überlassung von Fahrzeugen an 
Arbeitnehmer zu deren privater Nutzung vgl. Abschnitt 15.23 Abs. 8 bis 12.“ 
 

3. Abschnitt 3a.5 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 
  

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Das Wort „Arbeitsstätte“ wird durch die Wörter „erste Tätigkeitsstätte“ 
ersetzt.  

 
bb) Der Klammerzusatz am Ende wird wie folgt gefasst: 

  
 „(vgl. Abschnitt 15.23 Abs. 8 bis 11)“. 

 
b) In Satz 3 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst: 
  
 „(vgl. Abschnitt 15.23 Abs. 12)“. 
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„(4)  Zur Bemessungsgrundlage  
 –  bei unentgeltlichen Leistungen an das Personal vgl. Abschnitt 1.8; 
 – bei nichtunternehmerischer Verwendung eines dem Unternehmen 

 (teilweise) zugeordneten Fahrzeugs vgl. Abschnitt 15.23.“  
 

5. Abschnitt 15.2d Abs. 1 Nr. 9 wird wie folgt gefasst: 
 
„9. Vorsteuerabzug und Umsatzbesteuerung bei zwischen dem 1. 4. 1999 und dem 

31. 12. 2003 angeschafften teilunternehmerisch genutzten Fahrzeugen, vgl. 
Tz. 6 des BMF-Schreibens vom 27. 8. 2004, BStBl I S. 864;“. 

 
6. Nach Abschnitt 15.22 wird folgender Abschnitt 15.23 eingefügt: 

„15.23. Vorsteuerabzug und Umsatzbesteuerung bei (teil-)unternehmerisch ver-
wendeten Fahrzeugen 

(1)  1Für die Frage der Zuordnung eines angeschafften, hergestellten, eingeführ-
ten oder innergemeinschaftlich erworbenen Fahrzeugs sind die Zuordnungsgrund-
sätze nach Abschnitt 15.2c zu beachten. 2Auf die ertragsteuerrechtliche Behand-
lung als Betriebs- oder Privatvermögen kommt es grundsätzlich nicht 
an. 3Maßgebend für die Zuordnung ist die im Zeitpunkt der Anschaffung des 
Fahrzeugs beabsichtigte Verwendung für den Besteuerungszeitraum der 
erstmaligen Verwendung (vgl. Abschnitt 15.2c Abs. 12). 4Dabei ist auf das 
voraussichtliche Verhältnis der Jahreskilometer für die unterschiedlichen 
Nutzungen abzustellen. 5Im Falle einer Ersatzbeschaffung kann das 
Aufteilungsverhältnis des Vorjahres herangezogen werden. 6Seine 
Verwendungsabsicht muss der Unternehmer objektiv belegen und in gutem 
Glauben erklären. 

(2)  1Beträgt der Umfang der unternehmerischen Verwendung des Fahrzeugs 
weniger als 10 % (unternehmerische Mindestnutzung), greift das Zuordnungs-
verbot nach § 15 Abs. 1 Satz 2 UStG. 2Die Fahrten des Unternehmers zwischen 
Wohnung und Betriebsstätte sowie Familienheimfahrten wegen einer aus betrieb-
lichem Anlass begründeten doppelten Haushaltsführung sind dabei der unterneh-
merischen Nutzung des Fahrzeugs zuzurechnen und unterliegen keiner Vorsteuer-
kürzung nach § 15 Abs. 1a UStG. 3Maßgebend für die 10 %-Grenze nach § 15 
Abs. 1 Satz 2 UStG ist bei einem Fahrzeug das Verhältnis der Kilometer unter-
nehmerischer Fahrten zu den Jahreskilometern des Fahrzeugs. 4In Zweifelsfällen 
muss der Unternehmer dem Finanzamt die unternehmerische Mindestnutzung 
glaubhaft machen. 5Bei sog. Zweit- oder Drittfahrzeugen von Einzelunternehmern 
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regelmäßig davon auszugehen, dass diese Fahrzeuge zu weniger als 10 % unter-
nehmerisch genutzt werden. 6Das gleiche gilt bei Personengesellschaften, wenn ein 
Gesellschafter mehr als ein Fahrzeug privat nutzt, für die weiteren privat genutz-
ten Fahrzeuge. 

(3)  1Bei ausschließlich unternehmerischer Verwendung des Fahrzeugs kann der 
Unternehmer die auf die Anschaffung des Fahrzeugs entfallenden Vorsteuer-
beträge abziehen (§ 15 Abs. 1 Satz 1 UStG), sofern kein Ausschlusstatbestand nach 
§ 15 Abs. 1a und 2 in Verbindung mit Abs. 3 UStG vorliegt. 2Das gleiche gilt bei 
teilunternehmerischer Verwendung des Fahrzeugs für unternehmensfremde 
(private) Tätigkeiten, wenn der Unternehmer das Fahrzeug vollständig seinem 
Unternehmen zuordnet. 3In diesem Fall unterliegt die unternehmensfremde 
Nutzung unter den Voraussetzungen des § 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG als unentgeltliche 
Wertabgabe der Besteuerung. 4Ordnet der Unternehmer nur den unternehmerisch 
genutzten Fahrzeugteil seinem Unternehmen zu (unter Beachtung der unterneh-
merischen Mindestnutzung), darf er nur die auf diesen Teil entfallende Vorsteuer 
aus den Anschaffungskosten nach § 15 Abs. 1 Satz 1 UStG abziehen, wobei die 
erforderliche Vorsteueraufteilung nach den Grundsätzen des § 15 Abs. 4 UStG zu 
erfolgen hat. 5Die auf den anderen Fahrzeugteil entfallende unternehmensfremde 
Nutzung unterliegt dann nicht der Wertabgabenbesteuerung nach § 3 Abs. 9a 
Nr. 1 UStG. 6Bei einer teilunternehmerischen Verwendung für nichtwirtschaftliche 
Tätigkeiten i.e.S. (vgl. Abschnitt 2.3 Abs. 1a) gehört das Fahrzeug nur in Höhe der 
beabsichtigten unternehmerischen Nutzung zum Unternehmen. 7Dementsprechend 
ist ein Vorsteuerabzug nur für den dem Unternehmen zugeordneten Anteil des 
Fahrzeugs zulässig, sofern kein Ausschlusstatbestand nach § 15 Abs. 1a und Abs. 2 
in Verbindung mit Abs. 3 UStG vorliegt (vgl. Abschnitt 15.2b Abs. 2). 

(4)  1Zu Aufwendungen im Zusammenhang mit einem Fahrzeug vgl. 
Abschnitt 15.2c Abs. 2 Satz 2 bis 6. 2Werden zum Gebrauch des Fahrzeugs Gegen-
stände bezogen, die keine vertretbaren Sachen sind, gelten für diese die allgemei-
nen Zuordnungsgrundsätze. 3Aus Vereinfachungsgründen kann der Unternehmer 
auf das Verhältnis der unternehmerischen zur nichtunternehmerischen Nutzung 
des Fahrzeugs abstellen. 

B e i sp i e l :  
1Erwirbt der Unternehmer für ein Fahrzeug, das zu weniger als 10 % für 
sein Unternehmen genutzt wird und deshalb nicht dem Unternehmen zuge-
ordnet ist, z.B. einen Satz Winterreifen, können diese wie das Fahrzeug 
selbst nicht zugeordnet werden; ein Recht auf Vorsteuerabzug besteht inso-
weit nicht, es sei denn, der Unternehmer weist eine höhere unternehmerische 
Nutzung der Winterreifen nach. 2Wird das Fahrzeug dagegen beispielsweise 
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genutzt, kann der Unternehmer die Winterreifen im vollen Umfang seinem 
Unternehmen zuordnen (vgl. Anschnitt 15.2c Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buch-
stabe b) und unter den Voraussetzungen des § 15 UStG den Vorsteuerabzug 
in voller Höhe geltend machen. 3Der Bemessungsgrundlage der unentgelt-
lichen Wertabgabe kann ein Privatanteil von 60 % zu Grunde gelegt 
werden, ohne dass die konkreten Nutzungsverhältnisse der Winterreifen 
ermittelt werden müssen. 

(5)  1Die unternehmensfremde (private) Nutzung eines dem Unternehmen voll-
ständig zugeordneten Fahrzeugs ist unter den Voraussetzungen des § 3 Abs. 9a 
Nr. 1 UStG als unentgeltliche Wertabgabe der Besteuerung zu unterwerfen. 2Als 
Bemessungsgrundlage sind dabei nach § 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 UStG die Ausgaben 
anzusetzen, soweit sie zum vollen oder teilweisen Vorsteuerabzug berechtigt haben 
(vgl. Abschnitt 10.6 Abs. 3). 3Sofern Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
mindestens 500 € (Nettobetrag ohne Umsatzsteuer) betragen, sind sie gleichmäßig 
auf den für das Fahrzeug maßgeblichen Berichtigungszeitraum nach § 15a UStG 
zu verteilen. 4Zur Ermittlung der Ausgaben, die auf die unternehmensfremde Nut-
zung des dem Unternehmen zugeordneten Fahrzeugs entfallen, hat der Unterneh-
mer die Wahl zwischen folgenden Methoden: 

1. Kraftfahrzeuge, die zu mehr als 50 % betrieblich genutzt werden 

a) 1 %-Regelung 
1Ermittelt der Unternehmer für Ertragsteuerzwecke den Wert der Nut-
zungsentnahme nach der sog. 1 %-Regelung nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 
EStG, kann er von diesem Wert aus Vereinfachungsgründen bei der Bemes-
sungsgrundlage für die Umsatzbesteuerung der unternehmensfremden 
Nutzung ausgehen. 2Für umsatzsteuerliche Zwecke erfolgt jedoch keine 
pauschale Kürzung des inländischen Listenpreises für Fahrzeuge mit 
Antrieb ausschließlich durch Elektromotoren, die ganz oder überwiegend 
aus mechanischen oder elektrochemischen Energiespeichern oder aus 
emissionsfrei betriebenen Energiewandlern gespeist werden (Elektrofahr-
zeuge), oder für extern aufladbare Hybridelektrofahrzeuge. 3Für die nicht 
mit Vorsteuern belasteten Ausgaben kann aus Vereinfachungsgründen ein 
pauschaler Abschlag von 20 % vorgenommen werden. 4Der so ermittelte 
Betrag ist der Nettowert; die Umsatzsteuer ist mit dem allgemeinen Steuer-
satz hinzuzurechnen. 

b) Fahrtenbuchregelung 
1Setzt der Unternehmer für Ertragsteuerzwecke die private Nutzung mit 
den auf die Privatfahrten entfallenden Aufwendungen an, indem er die für 
das Fahrzeug insgesamt entstehenden Aufwendungen durch Belege und das 



 
Seite 20  Verhältnis der privaten zu den übrigen Fahrten durch ein ordnungs-

gemäßes Fahrtenbuch nachweist (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 3 EStG), ist von 
diesem Wert auch bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage für  die 
Umsatzbesteuerung der unternehmensfremden Nutzung auszugehen. 2Für 
umsatzsteuerliche Zwecke erfolgt jedoch keine Kürzung der insgesamt ent-
standenen Aufwendungen um Aufwendungen, die auf das Batteriesystem 
bei Elektro- und Hybridelektrofahrzeugen entfallen. 3Aus den Gesamtauf-
wendungen sind für Umsatzsteuerzwecke die nicht mit Vorsteuern belaste-
ten Ausgaben in der belegmäßig nachgewiesenen Höhe auszuscheiden.  

2. Kraftfahrzeuge, die nicht zu mehr als 50 % betrieblich genutzt werden 

 1Wird das Fahrzeug nicht zu mehr als 50 % betrieblich genutzt, ist die Anwen-
dung der 1 %-Regelung nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG ausgeschlossen. 2Der 
für ertragsteuerliche Zwecke nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 1 EStG ermittelte 
Nutzungsanteil ist grundsätzlich auch der Umsatzbesteuerung zu Grunde zu 
legen. 3Für Umsatzsteuerzwecke sind allerdings die Gesamtaufwendungen für 
Elektro- und Hybridelektrofahrzeugen nicht um solche Aufwendungen zu 
kürzen, die auf das Batteriesystem entfallen. 

3. Schätzung des unternehmensfremden (privaten) Nutzungsanteils 

 1Wendet der Unternehmer die 1 %-Regelung nicht an oder werden die pau-
schalen Wertansätze durch die sog. Kostendeckelung auf die nachgewiesenen 
tatsächlichen Ausgaben begrenzt (vgl. Rdnr. 18 des BMF-Schreibens vom 
18. 11. 2009, BStBl I S. 1326) und liegen die Voraussetzungen zur Ermittlung 
nach der Fahrtenbuchregelung nicht vor (z.B. weil kein ordnungsgemäßes 
Fahrtenbuch geführt wird), ist der private Nutzungsanteil für Umsatzsteuer-
zwecke anhand geeigneter Unterlagen im Wege einer sachgerechten Schätzung 
zu ermitteln. 2Als geeignete Unterlagen kommen insbesondere Aufzeichnungen 
für einen repräsentativen Zeitraum in Betracht, aus denen sich zumindest die 
unternehmerischen Fahrten mit Fahrtziel und gefahrenen Kilometern und die 
Gesamtkilometer ergeben. 3Liegen keine geeigneten Unterlagen für eine Schät-
zung vor, ist der private Nutzungsanteil mit mindestens 50 % zu schätzen, 
soweit sich aus den besonderen Verhältnissen des Einzelfalls nichts Gegen-
teiliges ergibt. 4Aus den Gesamtaufwendungen sind die nicht mit Vorsteuern 
belasteten Ausgaben in der belegmäßig nachgewiesenen Höhe auszuscheiden.  

4. Fahrzeugerwerb ohne Berechtigung zum Vorsteuerabzug 

 Konnte der Unternehmer bei der Anschaffung eines dem Unternehmen zuge-
ordneten Fahrzeugs keinen Vorsteuerabzug vornehmen (z.B. Erwerb von 
einem Nichtunternehmer), sind nur die vorsteuerbelasteten Unterhaltskosten 
zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage heranzuziehen. 
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wird, entfällt grundsätzlich eine Wertabgabenbesteuerung nach § 3 Abs. 9a Nr. 1 
UStG, da das Fahrzeug insoweit nicht dem Unternehmen zugeordnet werden 
konnte und der Vorsteuerabzug bereits nach § 15 Abs. 1 UStG ausgeschlossen 
ist. 2Eine Wertabgabenbesteuerung ist jedoch vorzunehmen, wenn und soweit sich 
die Nutzung des Fahrzeugs für nichtwirtschaftliche Tätigkeiten i.e.S. erhöht (vgl. 
Abschnitt 3.4 Abs. 2). 3Für laufende Aufwendungen ist das Aufteilungsgebot nach 
Absatz 4 zu beachten. 4Bemessungsgrundlage für die Wertabgabenbesteuerung 
nach § 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG sind insbesondere die Vorsteuerbeträge aus der 
Anschaffung, Herstellung, Einfuhr oder dem innergemeinschaftlichen Erwerb des 
Fahrzeugs, soweit es dem Unternehmen zugeordnet wurde. 5Sofern die Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten mindestens 500 € (Nettobetrag ohne Umsatzsteuer) 
betragen haben, sind sie gleichmäßig auf den für das Fahrzeug maßgeblichen 
Berichtigungszeitraum nach § 15a UStG zu verteilen. 6Die Ermittlung der Erhö-
hung der nichtwirtschaftlichen Verwendung i.e.S. kann auf Grundlage eines 
ordnungsgemäß geführten Fahrtenbuchs oder anhand geeigneter Unterlagen im 
Wege einer sachgerechten Schätzung erfolgen. 7Als geeignete Unterlagen kommen 
insbesondere Aufzeichnungen für einen repräsentativen Zeitraum in Betracht, aus 
denen sich zumindest die unternehmerischen Fahrten mit Fahrtziel und gefahre-
nen Kilometern und die Gesamtkilometer ergeben. 8Bei Erhöhung der unterneh-
merischen Verwendung des Fahrzeugs kommt eine Berichtigung des Vorsteuer-
abzugs nach § 15a UStG zugunsten des Unternehmers aus Billigkeitsgründen in 
Betracht (vgl. Abschnitt 15a.1 Abs. 7). 9Macht der Unternehmer von dieser Billig-
keitsmaßnahme Gebrauch, gilt das Fahrzeug auch insoweit als dem Unternehmen 
zugeordnet (vgl. Abschnitt 15a.1 Abs. 7 Satz 2). 10Veräußert der Unternehmer 
nach Ablauf des Berichtigungszeitraums nach § 15a UStG dieses Fahrzeug, ist die 
Veräußerung in Höhe des für unternehmerische Tätigkeiten verwendeten Anteils 
im Besteuerungszeitraum der Veräußerung steuerbar; dabei darf der Umfang der 
Zuordnung des Fahrzeugs bei dessen Anschaffung, Erwerb oder Herstellung nicht 
unterschritten werden . 

B e i sp i e l  1 :   
1Der Verein V schafft zum 1. 1. 01 ein Fahrzeug an (Anschaffungskosten 
40 000 € zzgl. 7 600 € Umsatzsteuer). 2V beabsichtigt das Fahrzeug zu 60 % 
für seinen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (unternehmerische Tätigkeit) 
und zu 40 % für seinen ideellen Bereich (nichtwirtschaftliche Tätigkeit i.e.S.) 
zu verwenden. 3V führt ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch. 4In den Jahren 
02 bis 06 verändert sich die Nutzung des Fahrzeugs wie folgt: 

02: Verwendung zu 70 % für die unternehmerische Tätigkeit und zu 30 % 
für die nichtwirtschaftliche Tätigkeit i.e.S. 
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für die nichtwirtschaftliche Tätigkeit i.e.S. 

04: Verwendung zu 50 % für die unternehmerische Tätigkeit und zu 50 % 
für die nichtwirtschaftliche Tätigkeit i.e.S. 

05: Verwendung zu 80 % für die unternehmerische Tätigkeit und zu 20 % 
für die nichtwirtschaftliche Tätigkeit i.e.S. 

06: Verwendung zu 75 % für die unternehmerische Tätigkeit und zu 25 % 
für die nichtwirtschaftliche Tätigkeit i.e.S. 
5Am 1. 7. 06 veräußert V das Fahrzeug (vereinbartes Nettoentgelt 10 000 €).  

Jahr 01:  
6V beabsichtigt bei Anschaffung des Fahrzeugs eine unternehmerische 
Nutzung zu 60 %. 7In diesem Umfang kann V das Fahrzeug dem Unterneh-
men zuordnen (§ 15 Abs. 1 UStG) und ist unter den weiteren Vorausset-
zungen des § 15 UStG in Höhe von 4 560 € (7 600 € x 60 %) zum Vorsteuer-
abzug berechtigt. 8Der für ideelle Tätigkeiten des Vereins verwendete Anteil 
des Fahrzeugs kann hingegen nicht dem Unternehmen zugeordnet werden 
(Aufteilungsgebot) und berechtigt nicht zum Vorsteuerabzug; dieser Anteil 
ist für Umsatzsteuerzwecke als separater Gegenstand anzusehen. 

Jahr 02: 
9Die Bagatellgrenzen des § 44 UStDV sind überschritten. 10Aus Billigkeits-
gründen kann V eine Vorsteuerberichtigung nach § 15a UStG vornehmen.  

Insgesamt in Rechnung gestellte Umsatzsteuer: 7 600 € 

Ursprünglicher Vorsteuerabzug: 4 560 € (60 % von 7 600 €) 

Zeitpunkt der erstmaligen Verwendung: 1. 1. 01 

Dauer des Berichtigungszeitraums: 1. 1. 01 bis 31. 12. 05 

Aus Billigkeitsgründen zum Vorsteuerabzug berechtigende Verwendung: 
70 % 

Vorsteuerberichtigung aus Billigkeitsgründen im Vergleich zum ursprüng-
lichen Vorsteuerabzug: Vorsteuer zu 70 % statt 60 % 

Berichtigungsbetrag: 10 Prozentpunkten von 1/5 von 7 600 € = 152 € sind 
zugunsten des V zu korrigieren.  
11Auf Grund der Vorsteuerberichtigung nach § 15a UStG aus Billigkeits-
gründen gilt das Fahrzeug entsprechend der unternehmerischen Verwen-
dung für das Jahr 02 als zu 70 % (60 % + 10 %) dem Unternehmen zuge-
ordnet (Abschnitt 15a.1 Abs. 7 Satz 2). 

Jahr 03: 
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gründen kommt nicht in Betracht: 

Insgesamt in Rechnung gestellte Umsatzsteuer: 7 600 € 

Ursprünglicher Vorsteuerabzug: 4 560 € (60 % von 7 600 €) 

Zeitpunkt der erstmaligen Verwendung: 1. 1. 01 

Dauer des Berichtigungszeitraums: 1. 1. 01 bis 31. 12. 05 

Aus Billigkeitsgründen zum Vorsteuerabzug berechtigende Verwendung: 
65 % 

Vorsteuerberichtigung aus Billigkeitsgründen im Vergleich zum ursprüng-
lichen Vorsteuerabzug: Vorsteuer zu 65 % statt 60 % 

Berichtigungsbetrag: 5 Prozentpunkten von 1/5 von 7 600 € = 76 €. 
13Die Berichtigung entfällt, da die Grenzen des § 44 Abs. 2 UStDV nicht 
überschritten sind. 14Da eine Vorsteuerberichtigung an den Grenzen des § 44 
Abs. 2 UStDV scheitert, bleibt es für das Jahr 03 bei der ursprünglichen 
Zuordnung des Fahrzeugs zum Unternehmen in Höhe von 60 % (vgl. 
Abschnitt 15a.1 Abs. 7 Satz 2). 15Eine Entnahmebesteuerung wegen des im 
Verhältnis zum Vorjahr gesunkenen unternehmerischen Nutzungsumfangs 
kommt während des Berichtigungszeitraums nach § 15a UStG  im Rahmen 
der Billigkeit nicht in Betracht, weil die in Abschnitt 15a.1 Abs. 7 Satz 2 
angeordnete Zuordnung entsprechend dem Berichtigungsbetrag nach § 15a 
UStG nur eine zeitraumbezogene Korrekturgröße darstellt. 

Jahr 04: 
16Der Umfang der unternehmerischen Nutzung hat sich gegenüber dem 
Erstjahr vermindert (50 % statt 60 %). 17Eine Vorsteuerberichtigung aus 
Billigkeitsgründen kommt daher für das Jahr 04 dem Grunde nach nicht in 
Betracht (Abschnitt 15a.1. Abs. 7 Satz 1) und es bleibt bei der ursprüng-
lichen Zuordnung des Fahrzeugs zum Unternehmen in Höhe von 60 %. 18Die 
auf den zugeordneten Fahrzeugteil entfallende Nutzung für nichtwirtschaft-
liche Tätigkeiten i.e.S. (= 10 % der Gesamtnutzung) ist als unentgeltliche 
Wertabgabe nach § 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG zu versteuern (vgl. Abschnitt 3.4 
Abs. 2 Satz 4). 19Für die Bemessungsgrundlage sind die Anschaffungskosten 
des Fahrzeugs maßgebend, die auf 5 Jahre zu verteilen sind (§ 10 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 2 Satz 2 UStG). 20Die Bemessungsgrundlage der unentgeltlichen 
Wertabgabe beträgt demnach 800 € (1/5 von 40 000 € x 10 %) und die 
Umsatzsteuer 152 € (800 € x 19 %).  

Jahr 05: 
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§ 15a UStG vornehmen.  

Insgesamt in Rechnung gestellte Umsatzsteuer: 7 600 € 

Ursprünglicher Vorsteuerabzug: 4 560 € (60 % von 7 600 €) 

Zeitpunkt der erstmaligen Verwendung: 1. 1. 01 

Dauer des Berichtigungszeitraums: 1. 1. 01 bis 31. 12. 05 

Aus Billigkeitsgründen zum Vorsteuerabzug berechtigende Verwendung: 
80 % 

Vorsteuerberichtigung aus Billigkeitsgründen im Vergleich zum ursprüng-
lichen Vorsteuerabzug: Vorsteuer zu 80 % statt 60 % 

Berichtigungsbetrag: 20 Prozentpunkten von 1/5 von 7 600 € = 304 € sind 
zugunsten des V zu korrigieren.  
22Auf Grund der Vorsteuerberichtigung nach § 15a UStG aus Billigkeits-
gründen gilt das Fahrzeug entsprechend der unternehmerischen Verwen-
dung im Jahr 05 als zu 80 % (60 % + 20 %) dem Unternehmen zugeordnet 
(vgl. Abschnitt 15a.1 Abs. 7 Satz 2).  

Jahr 06: 
23Der Berichtigungszeitraum nach § 15a UStG ist am 31. 12. 05 abgelaufen; 
eine Vorsteuerberichtigung aus Billigkeitsgründen kommt daher für das 
Jahr 06 nicht mehr in Betracht. 24Der Umfang der unternehmerischen 
Nutzung beträgt im Besteuerungszeitraum der Veräußerung (1. 1. - 
30. 6. 06) 75 %. 25Die Veräußerung des Fahrzeugs ist daher in Höhe von 
75 % steuerbar. 26Der Gesamtverkaufspreis ist entsprechend 
aufzuteilen. 27Eine Entnahmebesteuerung wegen des im Verhältnis zum 
Vorjahr gesunkenen unternehmerischen Nutzungsumfangs kommt im 
Anschluss an den Berichtigungszeitraum nach § 15a UStG im Rahmen der 
Billigkeit nicht in Betracht, weil die in Abschnitt 15a.1 Abs. 7 Satz 2 
angeordnete Zuordnung entsprechend dem Berichtigungsbetrag nach § 15a 
UStG nur eine zeitraumbezogene Korrekturgröße darstellt. 28Auszugehen ist 
damit vom tatsächlichen unternehmerischen Nutzungsumfang. 29Die 
Umsatzsteuer aus der Fahrzeugveräußerung beträgt 1 425 € (75 % von 
10 000 € x 19 %). 30Weist V in der Rechnung über den Gesamtverkaufspreis 
Umsatzsteuer gesondert aus, schuldet er den anteiligen Umsatzsteuerbetrag, 
der auf den nichtwirtschaftlich i.e.S. genutzten Fahrzeugteil entfällt (25 %) 
nach § 14c Abs. 2 UStG. 
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1Sachverhalt wie Beispiel 1. 2Im Jahr 06 verwendet V das Fahrzeug aller-
dings nur zu 40 % für die unternehmerische Tätigkeit und zu 60 % für die 
nichtwirtschaftliche Tätigkeit i.e.S. 

Jahr 06: 
3Der Umfang der unternehmerischen Nutzung hat sich gegenüber dem 
Erstjahr vermindert (40 % statt 60 %). 4Grundsätzlich unterliegt die Erhö-
hung der Verwendung für nichtwirtschaftliche Tätigkeiten i.e.S. der unent-
geltlichen Wertabgabenbesteuerung nach § 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG. 5Da der 
Berichtigungszeitraum nach § 15a UStG am 31. 12. 05 jedoch abgelaufen ist 
und die Anschaffungskosten des Fahrzeugs damit verbraucht sind, beträgt 
die Bemessungsgrundlage 0 € (§ 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 UStG). 6Die 
Veräußerung des Fahrzeugs am 1. 7. 06 ist in Höhe von 60 % 
steuerbar. 7Zwar nutzt V im Besteuerungszeitraum der Veräußerung das 
Fahrzeug nur zu 40 % für seine unternehmerischen Tätigkeiten. 8Der 
Umfang der Zuordnung des Fahrzeugs bei dessen Anschaffung darf jedoch 
nicht unterschritten werden. 9Die Umsatzsteuer aus der 
Fahrzeugveräußerung beträgt 1 140 € (60 % von 10 000 € x 19 %). 10Weist V 
in der Rechnung über den Gesamtverkaufspreis Umsatzsteuer gesondert 
aus, schuldet er den anteiligen Umsatzsteuerbetrag, der auf den 
nichtwirtschaftlich i.e.S. genutzten Fahrzeugteil entfällt (40 %), nach § 14c 
Abs. 2 UStG. 

(7)  1Die auf die Miete, Mietsonderzahlung, Leasingraten und Unterhaltskosten 
entfallenden Vorsteuern eines angemieteten oder geleasten Fahrzeugs, das der 
Unternehmer sowohl unternehmerisch als auch für nichtunternehmerische 
Zwecke verwendet, sind grundsätzlich nach dem Verhältnis der unternehme-
rischen und nichtunternehmerischen Nutzung in einen abziehbaren und einen 
nichtabziehbaren Anteil aufzuteilen. 2Das gilt sowohl für den Fall, dass die nicht-
unternehmerische Verwendung als Verwendung für nichtwirtschaftliche Tätig-
keiten i.e.S. zu beurteilen ist, als auch für den Fall der unternehmensfremden 
(privaten) Verwendung. 3Wird der Vorsteuerabzug so ermittelt, entfällt eine 
Wertabgabenbesteuerung nach § 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG. 4Aus Vereinfachungs-
gründen kann der Unternehmer jedoch im Fall der teilunternehmerischen unter-
nehmensfremden (privaten) Verwendung des Fahrzeugs auch den Vorsteuerabzug 
aus der Miete bzw. den Leasingraten und den Unterhaltskosten vornehmen (sofern 
kein Ausschlusstatbestand nach § 15 Abs. 1a und 2 in Verbindung mit Abs. 3 UStG 
vorliegt) und die unternehmensfremde Nutzung nach den Regelungen in Absatz 5 
besteuern. 
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(8)  1Überlässt der Unternehmer (Arbeitgeber) seinem Personal (Arbeitnehmer) 
ein Fahrzeug auch zu Privatzwecken (Privatfahrten, Fahrten zwischen Wohnung 
und erster Tätigkeitsstätte sowie Familienheimfahrten aus Anlass einer doppelten 
Haushaltsführung), ist dies regelmäßig eine entgeltliche sonstige Leistung im Sinne 
des § 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 UStG. 2Das Fahrzeug wird, wenn es nicht ausnahms-
weise zusätzlich vom Unternehmer nichtunternehmerisch verwendet wird, durch 
die entgeltliche umsatzsteuerpflichtige Überlassung an das Personal ausschließlich 
unternehmerisch genutzt. 3Die aus den Anschaffungskosten als auch aus den 
Unterhaltskosten der sog. Dienst- oder Firmenwagen anfallenden Vorsteuer-
beträge können in voller Höhe abgezogen werden (§ 15 Abs. 1 Satz 1 UStG), sofern 
kein Ausschlusstatbestand nach § 15 Abs. 1a und 2 in Verbindung mit Abs. 3 UStG 
vorliegt. 4Dies gilt auch für die Überlassung von Fahrzeugen an Gesellschafter-
Geschäftsführer von Kapitalgesellschaften, wenn sie umsatzsteuerrechtlich 
insoweit nicht als Unternehmer anzusehen sind (vgl. Abschnitt 2.2 Abs. 2). 5Die 
spätere Veräußerung und die Entnahme der Fahrzeuge unterliegen insgesamt der 
Umsatzsteuer, wenn sie insgesamt dem Unternehmen zugeordnet werden konnten. 

(9)  1Die Gegenleistung des Arbeitnehmers für die Fahrzeugüberlassung besteht 
regelmäßig in der anteiligen Arbeitsleistung, die er für die Privatnutzung des 
gestellten Fahrzeugs erbringt. 2Die Überlassung des Fahrzeugs ist als Vergütung 
für geleistete Dienste und damit als entgeltlich anzusehen, wenn sie im Arbeits-
vertrag geregelt ist oder auf mündlichen Abreden oder sonstigen Umständen des 
Arbeitsverhältnisses (z.B. der faktischen betrieblichen Übung) beruht. 3Von Ent-
geltlichkeit ist stets auszugehen, wenn das Fahrzeug dem Arbeitnehmer für eine 
gewisse Dauer und nicht nur gelegentlich zur Privatnutzung überlassen wird. 4Zur 
Bestimmung des Leistungsorts bei entgeltlicher Fahrzeugüberlassung vgl. 
Abschnitt 3a.5 Abs. 4. 

(10)  1Bei der entgeltlichen Fahrzeugüberlassung zu Privatzwecken des Personals 
liegt ein tauschähnlicher Umsatz (§ 3 Abs. 12 Satz 2 UStG) vor. 2Die Bemessungs-
grundlage ist nach § 10 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit Abs. 1 Satz 1 UStG der 
Wert der nicht durch den Barlohn abgegoltenen Arbeitsleistung. 3Deren Wert ent-
spricht dem Betrag, den der Arbeitgeber zu diesem Zweck aufzuwenden bereit ist 
(vgl. Abschnitt 10.5 Abs. 1). 4Das sind die Gesamtausgaben für die Überlassung des 
Fahrzeugs. 5Die Gesamtausgaben für die entgeltliche sonstige Leistung im Sinne 
des § 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 UStG umfassen auch die Ausgaben, bei denen ein Vor-
steuerabzug nicht möglich ist. 6Der so ermittelte Wert ist der Nettowert; die Um-
satzsteuer ist mit dem allgemeinen Steuersatz hinzuzurechnen. 7Treffen die 
Parteien Aussagen zum Wert der Arbeitsleistungen, so ist dieser Wert als Bemes-
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die Ausgaben für die Fahrzeugüberlassung übersteigt.  

(11)  1Aus Vereinfachungsgründen wird es nicht beanstandet, wenn für die 
umsatzsteuerrechtliche Bemessungsgrundlage anstelle der Ausgaben von den lohn-
steuerrechtlichen Werten ausgegangen wird. 2Die lohnsteuerrechtlichen Werte 
sind als Bruttowerte anzusehen, aus denen die Umsatzsteuer herauszurechnen ist 
(vgl. Abschnitt 1.8 Abs. 8).  

1. Besteuerung auf Grundlage der sog. 1 %-Regelung 

 1Wird der lohnsteuerrechtliche Wert der entgeltlichen Fahrzeugüberlassung 
für Privatfahrten und für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeits-
stätte nach § 8 Abs. 2 Satz 2 und 3 in Verbindung mit § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 
EStG mit dem vom Listenpreis abgeleiteten Pauschalwert angesetzt (vgl. R 8.1 
Abs. 9 Nr. 1 LStR), kann von diesem Wert auch bei der Umsatzbesteuerung 
ausgegangen werden, wobei jedoch keine Kürzung des inländischen Listen-
preises für Elektro- und Hybridelektrofahrzeuge vorzunehmen ist. 2Der 
umsatzsteuerrechtliche Wert für Familienheimfahrten kann aus Verein-
fachungsgründen für jede Fahrt mit 0,002 % des Listenpreises (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 
Satz 2 EStG: für jeden Kilometer der Entfernung zwischen dem Ort des 
eigenen Hausstands und dem Beschäftigungsort) angesetzt werden, wobei keine 
Kürzung für Elektro- und Hybridelektrofahrzeuge erfolgt. 3Der Umsatzsteuer 
unterliegen die auf die Familienheimfahrten entfallenden Kosten auch dann, 
wenn ein lohnsteuerrechtlicher Wert nach § 8 Abs. 2 Satz 5 EStG nicht anzu-
setzen ist. 4Aus dem so ermittelten lohnsteuerrechtlichen Wert ist die Umsatz-
steuer herauszurechnen. 5Ein pauschaler Abschlag von 20 % für nicht mit Vor-
steuern belastete Ausgaben ist in diesen Fällen unzulässig. 

B e i sp i e l  1 :  
1Ein Arbeitnehmer mit einer am 1. 1. 01 begründeten doppelten 
Haushaltsführung nutzt einen sog. Firmenwagen mit einem Listen-
preis einschließlich Umsatzsteuer von 30 000 € im gesamten Jahr 02 
zu Privatfahrten, zu Fahrten zur 10 km entfernten ersten Tätigkeits-
stätte und zu 20 Familienheimfahrten zum 150 km entfernten Wohn-
sitz der Familie. 
2Die Umsatzsteuer für die Firmenwagenüberlassung ist nach den 
lohnsteuerrechtlichen Werten wie folgt zu ermitteln:  

– für die allgemeine Privatnutzung 1 % von 30 000 € x 12 Monate = 
 3 600 € 

– für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 0,03 % 
 von 30 000 € x 10 km x  12 Monate = 1 080 €  
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 Fahrten= 1 800 € 
3Die Umsatzsteuer für die sonstige Leistung an den Arbeitnehmer 
beträgt 19/119 von 6 480 € = 1 034,62 €. 

2. Besteuerung auf der Grundlage der Fahrtenbuchregelung 

 1Wird bei der entgeltlichen Fahrzeugüberlassung an das Personal zu Privat-
zwecken der lohnsteuerrechtliche Nutzungswert mit Hilfe eines ordnungs-
gemäßen Fahrtenbuchs anhand der durch Belege nachgewiesenen Gesamtaus-
gaben ermittelt (vgl. R 8.1 Abs. 9 Nr. 2 LStR), ist das so ermittelte Nutzungs-
verhältnis auch bei der Umsatzsteuer zu Grunde zu legen. 2Die Fahrten 
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte sowie die Familienheimfahrten 
aus Anlass einer doppelten Haushaltsführung werden umsatzsteuerrechtlich 
den Privatfahrten des Arbeitnehmers zugerechnet. 3Die Gesamtausgaben für 
die entgeltliche sonstige Leistung im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 UStG 
umfassen auch die Ausgaben, bei denen ein Vorsteuerabzug nicht möglich 
ist. 4Für umsatzsteuerliche Zwecke erfolgt keine Kürzung der insgesamt 
entstandenen Aufwendungen um Aufwendungen, die auf das Batteriesystem 
bei Elektro- und Hybridelektrofahrzeugen entfallen. 

B e i sp i e l  2 :  
1Ein sog. Firmenwagen mit einer Jahresfahrleistung von 20 000 km 
wird von einem Arbeitnehmer lt. ordnungsgemäß geführtem 
Fahrtenbuch an 180 Tagen jährlich für Fahrten zur 10 km entfernten 
erster Tätigkeitsstätte benutzt. 2Die übrigen Privatfahrten des Arbeit-
nehmers belaufen sich auf insgesamt 3 400 km. 3Die gesamten Fahr-
zeugkosten (Nettoaufwendungen einschließlich der auf die betriebs-
gewöhnliche Nutzungsdauer von 6 Jahren verteilten Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten) betragen 9 000 €. 
4Von den Privatfahrten des Arbeitnehmers entfallen 3 600 km auf 
Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte (180 Tage x 
20 km) und 3 400 km auf sonstige Fahrten. 5Dies entspricht einer 
Privatnutzung von insgesamt 35 % (7 000 km von 20 000 km). 6Für 
die umsatzsteuerrechtliche Bemessungsgrundlage ist von einem 
Betrag von 35 % von 9 000 € = 3 150 € auszugehen. 6Die Umsatzsteuer 
beträgt 19 % von 3 150 € = 598,50 €. 

(12)  1Von einer unentgeltlichen Fahrzeugüberlassung an das Personal zu Privat-
zwecken im Sinne des § 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG (vgl. Abschnitt 1.8 Abs. 2) kann aus-
nahmsweise ausgegangen werden, wenn die vereinbarte private Nutzung des Fahr-
zeugs derart gering ist, dass sie für die Gehaltsbemessung keine wirtschaftliche 
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Nutzungsmöglichkeit ausscheidet (vgl. BFH-Urteil vom 4. 10. 1984, V R 82/83, 
BStBl II S. 808). 2Danach kann Unentgeltlichkeit nur angenommen werden, wenn 
dem Arbeitnehmer das Fahrzeug aus besonderem Anlass oder zu einem besonde-
ren Zweck nur gelegentlich (von Fall zu Fall) an nicht mehr als fünf Kalender-
tagen im Kalendermonat für private Zwecke überlassen wird (vgl. Abschnitt I 
Nr. 3 Buchstabe b des BMF-Schreibens vom 28. 5. 1996, BStBl I 
S. 654). 3Bemessungsgrundlage für die unentgeltliche Fahrzeugüberlassung für 
den privaten Bedarf des Personals sind die Ausgaben, soweit sie zum vollen oder 
teilweisen Vorsteuerabzug berechtigt haben (§ 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 UStG). 4Aus 
der Bemessungsgrundlage sind somit die nicht mit Vorsteuern belasteten 
Ausgaben auszuscheiden. 5Der so ermittelte Wert ist der Nettowert ohne 
Umsatzsteuer; die Umsatzsteuer ist mit dem allgemeinen Steuersatz 
hinzuzurechnen. 6Aus Vereinfachungsgründen wird es nicht beanstandet, wenn 
für die umsatzsteuerrechtliche Bemessungsgrundlage von den 
lohnsteuerrechtlichen Werten ausgegangen wird. 7Die lohnsteuerrechtlichen Werte 
sind als Bruttowerte anzusehen, aus denen die Umsatzsteuer herauszurechnen ist 
(vgl. Abschnitt 1.8 Abs. 8). 

(13)  Zu Vorsteuerabzug und Umsatzbesteuerung bei zwischen dem 1. 4. 1999 
und dem 31. 12. 2003 angeschafften teilunternehmerisch genutzten Fahrzeugen 
vgl. Abschnitt 15.2d Abs. 1 Nr. 9.“ 

 
IV. Anwendungsregelung 
 
Die Grundsätze dieses Schreibens gelten in allen offenen Fällen, soweit sich aus den BMF-
Schreiben vom 2. Januar 2012, BStBl I S. 60, und vom 2. Januar 2014, BStBl I S. 119, nichts 
anderes ergibt. Die Regelungen des BMF-Schreibens vom 27. August 2004, BStBl I S. 864, 
sind - mit Ausnahme  Tz. 6 (zwischen dem 1. April 1999 und dem 31. Dezember 2003 ange-
schaffte Fahrzeuge) - nicht mehr anzuwenden.  
 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
 
Im Auftrag 
 
 
Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 
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